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Mit erst kürzlich veröffentlichter Entscheidung vom 22. April 2024 (At. 32 K 1/23)
entschied das Verwaltungsgericht (VG) Berlin, dass die Beanstandung eines
Verstoßes gegen das Verbot regionalisierter Werbung durch eine zuständige
Landesmedienanstalt gegenüber einer bundesweiten Fernsehveranstalterin
rechtmäßig gewesen sei. Die entsprechende Verbotsregelung mit
Erlaubnisvorbehalt im deutschen Medienstaatsvertrag (MStV) sei
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Ein anderes Gericht hatte das Verbot
regionalisierter Werbung, das 2021 auch Gegenstand der Entscheidung des EuGH
in der Rechtssache Fussl Modestraße Mayr war (C‑555/19, ECLI:EU:C:2021:89),
hingegen für unionsrechtswidrig gehalten. § 8 Abs. 11 MStV sieht vor, dass die
Verbreitung nichtbundesweiter (also etwa regionalisierter) Werbung im
bundesweiten Rundfunk grundsätzlich verboten ist. Eine Ausnahme gilt nur dann,
wenn die Länder dies in ihren Rundfunkgesetzen generell oder im Einzelfall
erlauben, wovon allerdings die Bundesländer nur vereinzelt Gebrauch gemacht
haben. Trotz dieses daher unter anderem auch in Berlin geltenden Verbots, das
damals noch wortgleich in §7 Abs. 11 Rundfunkstaatsvertrag (RStV) geregelt war,
hatte im Mai 2016 eine in Berlin zugelassene bundesweite Fernsehveranstalterin
in verschiedenen Sendungen jeweils regional auseinandergeschaltete Werbung in
den Verbreitungsgebieten Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein-Westfalen
ausgestrahlt. Darüber hatte die Veranstalterin die zuständige Medienanstalt
Berlin-Brandenburg (mabb) auch unterrichtet und ihr Interesse an einem
Musterverfahren bekundet, da sie das Verbot regionalisierter Werbung für
verfassungswidrig hielt. Nach einem Verfahren unter Beteiligung der Kommission
für Zulassung und Aufsicht (ZAK) beanstandete die mabb gegenüber der
Veranstalterin den Verstoß gegen §7 Abs. 11 RStV und damit auch gegen die
Bedingungen der Rundfunkzulassung (§20 Abs. 1 RStV, heute § 52 Abs. 1 MStV).
Die Rundfunkzulassung erstreckte sich nämlich nur auf die Verbreitung
bundesweiten Rundfunks und damit war, weil Werbung Teil des Programms ist,
die Verbreitung regionaler Werbung nicht davon gedeckt.  Während des
Verfahrens vor dem VG Berlin lief parallel auch ein Verfahren vor dem Landgericht
(LG) Stuttgart, in dem ebenfalls die Rechtmäßigkeit des Verbots in Frage gestellt
wurde, dort aber in Gestalt eines zivilrechtlichen Rechtsstreits zwischen einem
Werbetreibenden aus Österreich und einer Rundfunkveranstalterin. Im Rahmen
dieses Verfahrens kam es zu der Entscheidung des EuGH vom 3. Februar 2021, in
der der Gerichtshof feststellte, dass zwar weder Art. 4 Abs. 1 der AVMD-Richtlinie
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noch die Grundfreiheiten und Grundrechte inklusive des
Gleichbehandlungsgrundsatzes einem nationalen Verbot regionalisierter Werbung
per se entgegenstünden. Ein solches müsse aber jeweils dem
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen, wobei der EuGH insbesondere
Zweifel an der Eignung der Regelung für die Verfolgung des Ziels der
Medienvielfaltssicherung durchscheinen ließ, vor allem, weil ein entsprechendes
Verbot etwa für den Online-Bereich nicht existiere. Die Beachtung des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes hätten aber letztlich die nationalen Gerichte zu
beurteilen. In der Folge urteilte das LG Stuttgart, dass das Verbot
unionsrechtswidrig und daher nicht anzuwenden sei (IRIS 2022-2:1/18). Eine
allgemeine und verbindliche Aufhebung der Regel ist damit jedoch nicht
verbunden – eine solche wäre dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten. Die
gesetzgebungsbefugten Länder prüfen derzeit die Folgen des Urteils noch. Das VG
Berlin urteilte nun anders als das LG Stuttgart und konnte keine
Verfassungswidrigkeit im Verbot regionalisierter Werbung erkennen. Es handele
sich vielmehr um eine zulässige Ausgestaltung der dienenden Rundfunkfreiheit
und nicht um einen Eingriff in eben jene. Bei der Ausgestaltung der Regelungen
für den Rundfunk in diesem Sinne stünde dem Gesetzgeber ein weiter
Gestaltungsspielraum zu. Die gerichtliche Kontrolle beschränke sich darauf,
festzustellen, ob eine angemessene Zuordnung der betroffenen
verfassungsrechtlichen Positionen vorgenommen wurde. Das sei vorliegend durch
die Gesetzgeber erfolgt. Das VG Berlin konnte keine „offensichtlich fehlsame“
Bewertung der Eignung des Verbots für die Erreichung des Ziels der
Vielfaltssicherung erkennen. Insbesondere sei die Bewertung nicht zu
beanstanden, dass das Hinzutreten reichweitenstarker Konkurrenten auf dem
regionalen Werbemarkt zu einem nicht unerheblichen Abwandern von
Werbekunden von regionalen Medien zu den bundesweit agierenden
Rundfunkveranstaltern führen könne und damit in vielfaltsgefährdender Weise die
Refinanzierung und die journalistische Qualität der Beiträge regionaler Verleger
und Rundfunkveranstalter beeinflusst werden könne. Daran ändere auch die
Tatsache nichts, dass ein vergleichbares Verbot nicht auch für Online-Medien gilt,
was insbesondere nicht zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung des
Rundfunks in dieser Hinsicht führe. Rundfunk und Internet seien, trotz
fortschreitender Medienkonvergenz, keine vergleichbaren Medienangebote. Eine
unterschiedliche Regulierung sei daher aufgrund kultureller Gesichtspunkte
möglich, da sich ein Abstellen allein auf ökonomische Faktoren verbiete. Damit
spiegelt die Argumentation des Gerichts auch die Situation auf EU-Ebene wider,
wonach Rundfunk und Online-Angebote von unterschiedlichen Regelungen erfasst
werden (können).

VG Berlin 32. Kammer, ECLI:DE:VGBE:2024:0422.32K1.23.00

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001576665

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 2

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001576665


IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 3


